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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlägen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 
eine Richtlinie des Rates über die Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
betreffend die Erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen und 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die technische Überwachung der Kraftfahrzeuge 
und Anhänger 
— Drucksache VI/3766 — 

A. Problem 

Unterschiedliche Vorschriften über das Führerscheinwesen und 
die technische Kraftfahrzeugüberwachung in den einzelnen 
EWG-Mitgliedstaaten beeinträchtigen die Verkehrssicherheit 
und sind die Ursache für Wettbewerbsverzerrungen im grenz- 
überschreitenden Güter- und Personenverkehr. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften strebt eine 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften durch zwei EWG-Richt- 
linien an. 

(Einmütige Billigung im Ausschuß unter Vorbehalten.) 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Seefeld 


Die oben angegebene Vorlage wurde dem Aus- 
schuß für Verkehr mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 8. Februar 1973 über- 
wiesen, Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 21. Februar 1973 behandelt. 

Ziel der Richtlinienvorschläge der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften ist es, das Führer- 
scheinwesen und die technische Überwachung von 
Kraftfahrzeugen in den EWG-Mitgliedstaaten zu ver- 
einheitlichen, damit auf diese Weise die Verkehrs- 
sicherheit erhöht und Wettbewerbsverzerrungen im 
grenzüberschreitenden gewerblichen Güter- und Per- 
sonenverkehr abgebaut werden. Der Ausschuß hält 
dieses Anliegen der Kommission für berechtigt und 
unterstützt daher im Grundsatz die beiden Richt- 
linienentwürfe. 


1. RichtUnienvor schlag über die Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften betreffend die Erlaubnis zum 
Führen von Kraftfahrzeugen 

Der Richtlinienvorschlag enthält nach Ansicht des 
Ausschusses noch eine Reihe erheblicher Mängel, 
die vor dem Inkrafttreten beseitigt werden müssen. 
Einige besonders wichtig erscheinende Punkte sind 
in dem Antrag des Ausschusses aufgezählt worden. 
Diese Aufzählung ist jedoch nicht abschließend. So 
sind problematisch auch die in Artikel 8 vorgesehe- 
nen regelmäßigen ärztlichen Untersuchungen von 
Führerscheininhabern, die für Abstände von fünf 
Jahren und bei älteren Personen für Abstände von 
einem Jahr vorgeschrieben werden sollen. Eine 
solche Regelung hält der Ausschuß wegen der gro- 
ßen Zahl der Führerscheininhaber im Bundesgebiet 
nidit für durchführbar. Einer Verbesserung bedarf 


ferner die Vorschrift über die ärztliche Untersuchung 
bei Erlangung des Führerscheins in Artikel 6, bei der 
die Eignungsvoraussetzungen für das Führen eines 
Kraftfahrzeugs konkreter umschrieben werden soll- 
ten. Bezüglich des Führerscheins C, der an Stelle der 
jetzigen Klasse 2 treten soll, ist weiter zu überlegen, 
ob eine Altersgrenze von 18 Jahren statt 21 Jahren 
ausreichend ist. Die EWG-Kommission strebt ferner 
eine Begrenzung für Kraftfahrzeuge, die von Führer- 
scheininhabern der Klasse B (jetzt Klasse 3) geführt 
werden dürfen, auf 3,5 t an, jedoch hat die deutsche 
Regelung, die von 7,5 t Gesamtgewicht ausgeht, bis- 
her zu keinen Schwierigkeiten geführt. 

Der Ausschuß erwartet, daß die Bundesregierung 
sich um eine wesentliche Verbesserung des Vor- 
schlages bemüht und zu gegebener Zeit den Aus- 
schuß über den Stand der Verhandlungen in Brüssel 
weiter unterrichtet. Ein Inkrafttreten der Richtlinie 
zum 1. Juli 1974 erscheint nach der gegenwärtigen 
Sachlage ausgeschlossen. 

2. Richtlinienvorschlag zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die tech- 
nische Überwachung der Kraftfahrzeuge und An- 
hänger 

Der Vorschlag der EWG-Kommission entspricht im 
wesentlichen dem deutschen geltenden Recht. Der 
Ausschuß begrüßt die vorgesehene Regelung als 
wesentlichen Beitrag zur Hebung der Verkehrs- 
sicherheit, wobei er allerdings mit Nachdruck darauf 
hinweist, daß der schon erreichte deutsche Standard 
von dem geplanten EWG-Recht nicht unterschritten 
werden darf. In dem Antrag des Ausschusses wird 
auf diejenigen Punkte hingewiesen, die nach dessen 
Ansicht einer weiteren Verbesserung bedürfen. 


Bonn, den 21. Februar 1973 


Seefeld 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die beiden Richtlinien-Vorschläge in Drucksache 
VI/3766 werden zur Kenntnis genommen. 

2, Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzu- 
wirken, daß der Richtlinien-Entwurf über die 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften betreffend 
die Erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen 
unter anderem wie folgt verbessert wird: 

— Kleinkrafträder und Fahrräder mit Hilfsmotor 
sollten auch in Zukunft der Fahrerlaubnis- 
pflicht unterliegen. 

— Die Fahrerlaubnis der Klasse D (Fahrgastbe- 
förderung) sollte auch für das Führen von 
Taxen, Mietwagen und Krankenwagen erfor- 
derlich sein. 

— Die Fahrerlaubnis der Klasse F sollte auf lang- 
sam fahrende (bis 25 km/h) Zugmaschinen und 
Arbeitsmaschinen beschränkt werden. Hier 
erscheint ein Mindestalter von 16 Jahren aus- 
reichend. 

— Für die Klasse A (Motorräder) sollte an dem 
Erfordernis einer besonderen praktischen 
Fahrprüfung festgehalten werden (keine Ein- 
beziehung in die Klassen B und C). Das Min- 
destalter von 16 Jahren ist für diese Fahr- 
zeuge zu niedrig angesetzt. 

— Auf die im Entwurf vorgesehene psycholo- 
gisch-technische Prüfung der charakterlichen 
Eignung des Führerscheinbewerbers sollte 
verzichtet werden. 

— Es sollte davon abgesehen werden, für An- 
fänger im ersten Jahr nach Ablegung der 
Fahrprüfung eine besondere Geschwindig- 
keitsbeschränkung einzuführen. 

— Es sollte ferner auf die Vorschrift verzichtet 
werden, wonach der Inhaber eines Führer- 
scheins sich einer ärztlichen Kontrollunter- 


suchung unterziehen muß, wenn er einen Un- 
fall erlitten hat und infolge der dabei erlitte- 
nen Verletzungen mehr als acht Tage im 
Krankenhaus verbringen mußte. 

— Die in Artikel 11 vorgesehenen Vorschriften 
über die Entziehung der Fahrerlaubnis sollten 
weiter verbessert werden. Geregelt werden 
sollte insbesondere die Entziehung der Fahr- 
erlaubnis bei mangelnder geistiger oder kör- 
perlicher Eignung. Die Entziehung sollte in 
solchen Fällen im gesamten EWG-Bereich 
gelten, 

3, Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzu- 
wirken, daß der Richtlinienentwurf betreffend 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die technische Überwachung 
der Kraftfahrzeuge und Anhänger wie folgt ver- 
bessert wird: 

— Land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen, 
auch wenn deren Höchstgeschwindigkeit nicht 
mehr als 25 km/h beträgt, sollten auch künftig 
der regelmäßigen technischen Überwachung 
unterliegen. 

— Die Untersuchungsfrist von vier Jahren für 
Motorräder und für die Erstuntersuchung von 
Personenkraftwagen für den persönlichen Ge- 
brauch erscheint zu lang. Ebenfalls zu lang er- 
scheint die Zweijahresfrist für die erste Unter- 
suchung von Taxen und Mietwagen. Es sollte 
darauf hingewirkt werden, daß die deutschen 
Fristen der EWG-Regelung zugrunde gelegt 
werden. 

— Dagegen kann auf Artikel 12 über die fakul- 
tative Einführung von Zwischenuntersuchun- 
gen verzichtet werden. Diese sind entbehrlich, 
wenn für die obligatorische Untersuchung an- 
gemessene Fristen vorgesehen werden. Auch 
die Untersuchung bei Halterwechsel, wie sie 
in Artikel 3 Nr. 1 des Entwurfs vorgesehen 
ist, sollte entfallen. 


Bonn, den 21. Februar 1973 


Der Ausschuß für Verkehr 


Börner 

Vorsitzender 


Seefeld 

Berichterstatter 



